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UNSERE EMPFEHLUNGEN FÜR 
POLIZEIKRÄFTE UND MEDIENSCHAFFENDE 
IM EINSATZFALL

Regelmäßige Kontakte zwischen Medien und Polizei 
sind die beste Voraussetzung zur Vermeidung unnö-
tiger Konfliktsituationen. Hierbei sollten beide Seiten 
Verständnis für die Arbeit der jeweils anderen aufbrin-
gen.
Für Medien und Polizei ist es vorteilhaft, wenn die Po-
lizei über Presse- und Informationsstellen (auch vor 
Ort) den direkten Kontakt zu den Medien herstellt und 
aufrechterhält.
Die Polizei unterstützt bei allen Einsätzen, auch in be-
sonders herausfordernden Situationen wie bei Geisel-
nahmen und Demonstrationen, die Medien bei ihrer 
Informationsgewinnung und sorgt für eine frühzeitige 
und umfassende Information, soweit es nicht den Ein-
satz gefährdet oder andere rechtliche Belange entge-
genstehen.
Polizeiliche Verfügungen gelten grundsätzlich auch für 
Medienschaffende.
Die Medien beachten, dass die Rechtsgüter „Leben 
und Gesundheit von Menschen“ Vorrang vor dem In-
formationsanspruch der Öffentlichkeit haben.
Der bePA erleichtert der Polizei die Überprüfung, wer 
hauptberuflich als Journalistin oder Journalist tätig ist. 
Das Fotografieren und Filmen polizeilicher Einsätze 
ebenso wie die Tonaufzeichnung des öffentlich ge-
sprochenen Wortes ist grundsätzlich erlaubt. Bei der 
Veröffentlichung von Film- und Fotomaterial wahren 
und beachten die Medien die berechtigten Interessen 
und Persönlichkeitsrechte der Abgebildeten (Recht am 
eigenen Bild) und insbesondere die Vorschriften des 
Kunsturhebergesetzes.
Für die Beweissicherung greift die Polizei nur auf das 
von ihr erstellte Bild-, Ton- und Filmmaterial zurück. 
Entsprechendes Material der Medien darf nur sicher-
gestellt und beschlagnahmt werden, soweit dies 
rechtlich zulässig und verhältnismäßig ist. 

WIE SOLLTEN SICH JOURNALISTINNEN UND 
JOURNALISTEN IM EINSATZFALL VERHALTEN?

Sobald als möglich den Kontakt zu den Verantwortli-
chen der Polizei suchen.
Wenn möglich den bundeseinheitlichen Presseausweis 
vorzeigen oder sich auf andere Weise als Journalistin 
oder Journalist ausweisen.
Wenn möglich mit der Polizei über sichere Zonen usw. 
abstimmen.
Im Bedrohungsfall – z. B. bei Demonstrationen – Polizei
schutz anfordern. Alles, was über Notwehr bzw. Nothilfe 
hinausgeht, ist zu unterlassen.
Journalistinnen und Journalisten nehmen nicht aktiv an 
Veranstaltungen teil, von denen sie berichten.
Nicht die Arbeit der Einsatzkräfte behindern. Sich von 
diesen aber auch nicht vorgeben lassen, wie, wo und 
worüber berichtet oder auch nicht berichtet wird.
Journalistinnen und Journalisten halten sich an den 
Pressekodex.

AKKREDITIERUNG BEI DEMONSTRATIONEN 
UND ANDEREN EINSATZLAGEN?
Zur journalistischen Berichterstattung von Demonstratio-
nen im öffentlichen Raum ist grundsätzlich keine Akkredi-
tierung notwendig. Der Schutz der Medienschaffenden und 
die freie Berichterstattung sind durch die Polizei auch in 
kritischen Einsatzlagen zu gewährleisten. 

Zur Vereinfachung der Zusammenarbeit von Journalistinnen 
und Journalisten sowie den Einsatzkräften der Polizei kann 
es aber sinnvoll sein, eine Anmeldung vorab oder vor Ort 
bei der Einsatzleitung anzubieten. Für Anregungen hierzu 
hilft der DJV gern weiter.
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PRESSEFREIHEIT IST EIN GRUNDRECHT 
Die Aufgabe der Journalistinnen und Journalisten ist es, 
frei von Einflüssen zu berichten. Die Presse wird auch als 
sogenannte vierte Säule der Demokratie bezeichnet. Die 
Grundlage dafür ist Artikel 5, Absatz 1 unseres Grundge-
setzes, die Rundfunk- und Pressefreiheit.

Journalistinnen und Journalisten haben das Recht, Infor-
mationen zu sammeln und zu berichten. Der Schutz der 
Medienschaffenden – auch bei kritischen Einsatzlagen – 
ist durch die Einsatzkräfte zu gewährleisten. Dazu gehören 
auch Produktionsmitarbeiter der Medien wie Kamera- und 
Tonleute sowie Fotografen.

Die journalistische Tätigkeit zählt nicht zu den gesetz-
lich geschützten Berufen. Daher darf sich jeder und jede 
„Journalist“ oder „Journalistin“ nennen. Das bringt eini-
ge Herausforderungen mit sich. Der Deutsche Journalis-
ten-Verband (DJV) möchte mit diesen Vorschlägen helfen: 
Journalistinnen und Journalisten soll eine ungehinderte 
Berichterstattung ermöglicht werden; den Einsatzleitun-
gen und -kräften soll es erleichtert werden, dahingehend 
fundierte Entscheidungen zu treffen. Vor allem der bun-
deseinheitliche Presseausweis kann dafür eine große Hil-
fe sein.
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DER BUNDESEINHEITLICHE  
PRESSEAUSWEIS (bePA)
Grundlage für den bundeseinheitlichen Presseausweis 
(bePA) ist die Vereinbarung zwischen der Innenminister-
konferenz und dem Deutschen Presserat. 

Zur Vergabe des bePA hat der Deutsche Presserat meh-
rere Medienverbände befugt, unter anderem den DJV. 
Der bePA wird von diesen Verbänden ausschließlich an 
hauptberufliche Journalistinnen und Journalisten ausge-
geben, die eine verantwortliche, im öffentlichen Interesse 
liegende journalistische Tätigkeit ausüben. Hauptberuf-
lich tätig in diesem Sinne sind nur solche Journalistinnen 
und Journalisten, die ihren Lebensunterhalt überwiegend 
aus der journalistischen Tätigkeit erzielen. Personen, 
die nur gelegentlich journalistisch tätig sind, erhalten 
keinen bundeseinheitlichen Presseausweis (mehr Infos: 
www.presseausweis.org).

SO SIEHT DER BUNDESEINHEITLICHE 
PRESSEAUSWEIS AUS:

ARTIKEL 5 (1) 
GRUNDGESETZ 

Jeder hat das Recht, seine Mei-
nung in Wort, Schrift und Bild 
frei zu äußern und zu verbreiten 
und sich aus allgemein zugäng-
lichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten. 
Die Pressefreiheit und die 
Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film wer-
den gewährleistet.
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JOURNALISTINNEN UND JOURNALISTEN MIT 
BUNDESEINHEITLICHEM PRESSEAUSWEIS (bePA)

Zeigen Journalistinnen und Journalisten den bePA vor, 
können Einsatzkräfte davon ausgehen, dass die haupt-
berufliche sowie verantwortliche und im öffentlichen 
Interesse liegende journalistische Tätigkeit bereits nach-
gewiesen wurde.

Unsere Empfehlung für Polizeieinsatzkräfte:

	■ Die für die Öffentlichkeitsarbeit verantwortliche Per-
son vor Ort nennen und wenn möglich den Kontakt 
herstellen.

	■ Gegebenenfalls auf Besonderheiten der Lage hinwei-
sen:
	■ Wo könnte es gefährlich werden?
	■ Wo sind besondere Schutzzonen eingerichtet?
	■ Wo ist die Einsatzleitung stationiert?

UND OHNE BUNDESEINHEITLICHEN 
PRESSEAUSWEIS?

Auch Personen ohne bePA können Journalistinnen und 
Journalisten sein. Es kursieren verschiedene Ausweise. 
Allerdings kann die Polizei ohne Vorlage des bePA nicht 
davon ausgehen, dass bereits eine Prüfung im oben ge-
nannten Sinne stattgefunden hat, etwa im Fall einer ne-
benberuflichen Tätigkeit. Diese Prüfung kann im Zweifel 
durch die Einsatzkräfte erfolgen.

Unsere Empfehlung, um den journalistischen Auftrag zu 
prüfen:

	■ schriftlicher Redaktionsauftrag oder
	■ Nachweis journalistischer Arbeitsproben oder Tätig-

keiten oder
	■ Kontaktaufnahme mit dem entsendenden Medium


